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See the notice on TED website

704101-2026 - Competition
Germany – Special-purpose road passenger-transport services – Betrieb der Shuttlebuslinie 560 
"Uni-Klinik-Homburg
OJ S 197/2026 12/10/2026
Contract or concession notice – standard regime
Services

1. Buyer

1.1.  Buyer
Official name: Universitätsklinikum des Saarlandes
Email: vergabestelle@uks.eu
Legal type of the buyer: Body governed by public law, controlled by a regional authority
Activity of the contracting authority: Health

2. Procedure

2.1.  Procedure
Title: Betrieb der Shuttlebuslinie 560 "Uni-Klinik-Homburg
Description: Gegenstand der Ausschreibung ist die Übernahme und der Betrieb der 
bestehenden Shuttlebuslinie "560 Uni-Klinik-Homburg" auf dem Gelände des 
Universitätsklinikums des Saarlandes in Homburg.
Procedure identifier: 0ea5fd94-12bc-4c8e-85d0-496904092e1b
Internal identifier: III.DL-345-26 EU
Type of procedure: Open
The procedure is accelerated: no
Main features of the procedure: Das Universitätsklinikum des Saarlandes (UKS) führt das 
gesamte Vergabeverfahren ausschließlich in elektronischer Form über die Vergabeplattform 
DTVP durch. - Elektronische Angebotsabgabe: die Einreichung von Angeboten erfolgt 
ausschließlich elektronisch über den Projektraum des jeweiligen Verfahrens. Bitte nutzen Sie 
für die Angebotsabgabe ausschließlich das dafür vorgesehene Bietertool im elektronischen 
Vergabeportal. Eine Übermittlung per Nachricht über das Kommunikationstool ist nicht 
zulässig und kann zum unmittelbaren Ausschluss Ihres Angebots führen. Das Risiko der 
fristgerechten Übermittlung trägt der Bieter. - Bereitstellung der Vergabeunterlagen: Die 
Vergabeunterlagen stehen ausschließlich über das Online-Vergabeportal DTVP (www.dtvp.de)
zur Verfügung. Es wird empfohlen, sich für das Verfahren unter folgendem Link zu registrieren 
:  Es genügt die kostenfreie "BASIC https://dtvp.de/bieter/registrierung/?method=step1.
EDITION"-Registrierung. Weitere Informationen finden Sie unter: https://support.cosinex.de

 - Elektronische Kommunikation: Der Austausch zwischen dem Auftraggeber /unternehmen/
und den Bietern erfolgt ausschließlich über den Projektraum des Verfahrens. WICHTIG: Bitte 
prüfen Sie beim Herunterladen der Vergabeunterlagen auch den Bereich "Kommunikation". 
Dort finden Sie bereits versendete Nachsendungen und Änderungsmitteilungen zur 
Ausschreibung. Um automatisch per E-Mail über zukünftige Änderungen informiert zu werden, 
ist eine Registrierung erforderlich

2.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 60130000 Special-purpose road passenger-transport services

https://ted.europa.eu/en/notice/-/detail/704101-2026
mailto:vergabestelle@uks.eu
http://www.dtvp.de
https://dtvp.de/bieter/registrierung/?method=step1
https://support.cosinex.de/unternehmen/
https://support.cosinex.de/unternehmen/
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2.1.2.
 
Place of performance
Postal address: Kirrberger Straße 100  
Town: Homburg
Postcode: 66424
Country subdivision (NUTS): Saarpfalz-Kreis (DEC05)
Country: Germany

2.1.4.  General information
Additional information: #Bekanntmachungs-ID: CXP4Y4LMWHR#
Legal basis: 
Directive 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Grounds for exclusion
Sources of grounds for exclusion: Notice, Procurement Document
Breaching of obligations set under purely national exclusion grounds: Es ist eine 
Eigenerklärung zum Nichtvorliegen zwingender oder fakultativer Ausschlussgründe i. S. d. §§ 
123, 124 GWB und zu etwaigen Selbstreinigungsmaßnahmen abzugeben.
Participation in a criminal organisation: nach § 123 Abs. 1 GWB: Zwingende 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt 
des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: - § 129 
des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen)
Terrorist offences or offences linked to terrorist activities: nach § 123 Abs. 1 Nr. 1 GWB : 
Zwingende Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, 
dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: -§ 
129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland)
Money laundering or terrorist financing: nach § 123 Abs. 1 Nr. 2 und 3 GWB: Zwingende 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt 
des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: -§ 89c 
des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen 
Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass 
diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden 
sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, -§ 261 des 
Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),
Fraud: nach § 123 Abs. 1 Nr. 4 und 5 GWB: Zwingende Ausschlussgründe Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
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rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: -§ 263 des Strafgesetzbuchs 
(Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen 
Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, -§ 
264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder 
in ihrem Auftrag verwaltet werden,
Corruption: nach § 123 Abs. 6, 7, 8 und 9 GWB : Zwingende Ausschlussgründe Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: -§ 299 des Strafgesetzbuchs 
(Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des 
Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen), -§ 108e des 
Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) -den §§ 333 und 334 
des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 
335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), -Artikel 2 § 2 des 
Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer 
Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr)
Child labour and including other forms of trafficking in human beings: nach § 123 Abs. 1 Nr. 10 
GWB: Zwingende Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon 
haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: -den 
§§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, 
Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung)
Breaching obligation relating to payment of taxes: nach § 124 Abs. 1 Nr. 6 GWB: Fakultative 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -eine Wettbewerbsverzerrung 
daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann
Breaching obligation relating to payment of social security contributions: nach § 123 Abs. 4 
GWB : Zwingende Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, 
wenn 1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder 
Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige 
Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2. die 
öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung 
nach Nummer 1 nachweisen können. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen 
seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder 
sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich 
Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat.
Breaching of obligations in the fields of environmental law: nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB : 
Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das 



704101-2026 Page 4/12

Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, 
sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat
Breaching of obligations in the fields of social law: nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB : Fakultative 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat
Breaching of obligations in the fields of labour law: nach § 124 Abs. 2 GWB : Fakultative 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen wegen eines Verstoßes nach: § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des 
Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes
Insolvency: nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB: Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das 
Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren 
beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse 
abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine 
Tätigkeit eingestellt hat
Assets being administered by liquidator: nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB : Fakultative 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn - das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
Business activities are suspended: nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB: Fakultative 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat
Analogous situation like bankruptcy, insolvency or arrangement with creditors under national 
law: nach § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB : Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber 
können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn - das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat,
Grave professional misconduct: nach § 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB : Fakultative Ausschlussgründe 
Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 



704101-2026 Page 5/12

Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das Unternehmen im Rahmen 
der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die 
Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend 
anzuwenden
Agreements with other economic operators aimed at distorting competition: nach § 124 Abs. 1 
Nr. 6 GWB: Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn -eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen 
bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt 
werden kann nach § 124 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 1 GWB: Fakultative Ausschlussgründe 
Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -der öffentliche Auftraggeber über 
hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen Unternehmen 
Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken
Conflict of interest due to its participation in the procurement procedure: nach § 124 Abs. 1 Nr. 
5 GWB : Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn -ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber 
tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der 
durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann
Direct or indirect involvement in the preparation of this procurement procedure: nach § 124 
Abs. 1 Nr. 6 GWB: Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn -eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen 
bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt 
werden kann
Early termination, damages, or other comparable sanctions: nach § 124 Abs. 1 Nr. 7 GWB: 
Fakultative Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das 
Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies 
zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge 
geführt hat
Misrepresentation, withheld information, unable to provide required documents or obtained 
confidential information of this procedure: nach § 124 Abs. 1 Nr. 8 und 9 GWB : Fakultative 
Ausschlussgründe Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn -das Unternehmen in Bezug auf 
Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder 
Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
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übermitteln -das Unternehmen a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

5. Lot

5.1.  Lot: LOT-0001
Title: Betrieb der Shuttlebuslinie 560 "Uni-Klinik-Homburg
Description: Gegenstand der Ausschreibung ist die Übernahme und der Betrieb der 
bestehenden Shuttle-buslinie "560 Uni-Klinik-Homburg" auf dem Gelände des 
Universitätsklinikums des Saarlan-des in Homburg. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass 
die vereinbarten Betriebsleistun-gen auf der Grundlage des aktuellen Fahrplans, der Tarif- und 
Beförderungsbestimmungen sowie der Qualitätsanforderungen in zuverlässiger und 
ordnungsgemäßer Weise erbracht wird. Der Auftragnehmer übernimmt den vollständigen 
Betrieb der Linie einschließlich: - Bereitstellung des Fahrzeugs - Bereitstellung des 
Fahrpersonals - Durchführung des Fahrbetriebs - Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen - 
Instandhaltung und Reinigung des Fahrzeugs - Sicherstellung der Betriebsbereitschaft 
während der gesamten Vertragslaufzeit
Internal identifier: III.DL-345-26 EU

5.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 60130000 Special-purpose road passenger-transport services

5.1.2.  Place of performance
Postal address: Kirrberger Straße 100  
Town: Homburg
Postcode: 66424
Country subdivision (NUTS): Saarpfalz-Kreis (DEC05)
Country: Germany

5.1.3.  Estimated duration
Duration: 2 Years

5.1.4.  Renewal
Maximum renewals: 2
Other information about renewals: Vertragslaufzeit Der Vertrag beginnt am 01.03.2027. Die 
Grundlaufzeit beträgt: 2 Jahre. Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag durch einseitige 
Erklärung bis zu zweimal zu verlängern. Jede Verlängerungsoption umfasst 1 weiteres Jahr. 
Die maximale Vertragslaufzeit beträgt somit:4 Jahre. Macht der Auftraggeber von dieser 
Verlängerungsoption Gebrauch, hat es dies gegenüber dem Auftragnehmer mindestens drei 
Monate vor Vertragsende schriftlich zu erklären

5.1.6.  General information
Reserved participation: 
Participation is not reserved.
The names and professional qualifications of the staff assigned to perform the contract must 
be given: Tender requirement
Procurement Project not financed with EU Funds.
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The procurement is covered by the Government Procurement Agreement (GPA): no
This procurement is also suitable for small and medium-sized enterprises (SMEs): no

5.1.7.  Strategic procurement
Aim of strategic procurement: No strategic procurement

5.1.9.  Selection criteria
Sources of selection criteria: Notice, Procurement Document
Criterion: Authorisation or membership of a particular organisation needed for service contracts
Description of selection criterion: Genehmigung zur Personenbeförderung Der Bieter hat 
nachzuweisen, dass er zur gewerblichen Beförderung von Personen berechtigt ist. Nachweis: 
- gültige Genehmigung nach Personenbeförderungsgesetz (PBefG) oder - gleichwertiger 
Nachweis der zuständigen Genehmigungsbehörde Die Genehmigung oder eine verbindliche 
Zusage der zuständigen Behörde muss mit dem An-gebot nachgewiesen werden; die 
endgültige Genehmigung muss spätestens zum Leistungsbe-ginn vorliegen. (Siehe Anlage 13 
Teilnahmebedingungen und Eignungskriterien)

Criterion: Specific yearly turnover
Description of selection criterion: Der Jahresumsatz aus den letzten drei Geschäftsjahren 
(2025, 2024, 2023) sind anzugeben. Es ist kein Mindestumsatz erforderlich. Unser 
Unternehmen hat in den vergangenen drei Geschäftsjahren folgende Umsätze (in EUR, netto, 
Angabe zwingend) erwirtschaftet: Bei einer Bietergemeinschaft sind die jeweiligen 
Gesamtumsätze der Mitglieder pro Geschäfts-jahr zu addieren und die Summe ist je 
Geschäftsjahr anzugeben. Der Bieter muss wirtschaftlich in der Lage sein, die Leistung 
während der gesamten Vertrags-laufzeit ordnungsgemäß zu erbringen. Nachweis: - 
Eigenerklärung über den Gesamtumsatz der letzten drei abgeschlossenen Geschäfts-jahre - 
Eigenerklärung über den Umsatz im Bereich Personenbeförderung der letzten drei ab-
geschlossenen Geschäftsjahre - Der durchschnittliche Jahresumsatz im Bereich 
Personenbeförderung muss mindestens dem geschätzten Jahresauftragswert entsprechen. 
(Siehe Anlage 13 Teilnahmebedingungen und Eignungskriterien)

Criterion: Professional risk indemnity insurance
Description of selection criterion: Der Bieter hat eine Betriebshaftpflichtversicherung 
nachzuweisen. - Personen- und Sachschäden: mindestens 5 Mio. EUR pauschal je 
Schadensereignis - Vermögensschäden: mindestens 250.000 EUR je Schadensereignis 
Jeweils 2-fach maximiert im Versicherungsjahr Die Haftpflichtversicherung muss bei einem in 
der EU zugelassenen Haftpflichtversicherer abgeschlossen worden sein. Die 
Haftpflichtversicherung muss während der gesamten Ver-tragslaufzeit ohne Deckungslücken 
aufrechterhalten und auf jeweilige Anforderung nachgewiesen werden. (Siehe Anlage 13 
Teilnahmebedingungen und Eignungskriterien)

Criterion: References on specified services
Description of selection criterion: Angabe von mindestens 2 Referenzen von in den letzten 5 
Jahren erbrachten vergleichbaren Leistungen. Die Referenzen müssen sich auf Aufträge 
beziehen, die nach Art und Umfang dem ausgeschriebenen Auftrag inhaltlich entsprechen. 
Mindestens eine Referenz muss folgende Anforderungen erfüllen: - Betrieb einer Linien-, 
Shuttle- oder Werksverkehrsleistung - regelmäßiger Fahrbetrieb an mindestens fünf Tagen pro 
Woche - Vertragsdauer von mindestens zwölf Monaten Bitte beachten Sie, dass das 
Universitätsklinikum des Saarlandes nicht als Referenzgeber angegeben werden kann. (Siehe 
Anlage 13 Teilnahmebedingungen und Eignungskriterien)
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Criterion: Tools, plant, or technical equipment
Description of selection criterion: Der Bieter hat nachzuweisen, dass ihm die zur 
Leistungserbringung erforderlichen Fahrzeuge zur Verfügung stehen oder spätestens zum 
Leistungsbeginn zur Verfügung stehen werden. Nachweis: - Fahrzeugliste oder - verbindliche 
Beschaffungs- bzw. Bereitstellungserklärung Nachweis mindestens eines für den 
vorgesehenen Einsatz geeigneten Niederflurfahrzeuges oder einer verbindlichen 
Bereitstellungszusage. (Siehe Anlage 13 Teilnahmebedingungen und Eignungskriterien)

Criterion: Measures for ensuring quality
Description of selection criterion: Der Bieter hat nachzuweisen, dass ausreichend qualifiziertes 
Fahrpersonal verfügbar ist. Nachweis: Eigenerklärung über - Anzahl der beschäftigten 
Fahrerinnen und Fahrer - Vorhaltung von Vertretungspersonal - Sicherstellung des Betriebs 
bei Personalengpässen Es muss ausreichend Personal vorhanden sein, um den 
kontinuierlichen Betrieb einschließlich Fahrerwechsel ohne Unterbrechung sicherzustellen. 
(Siehe Anlage 13 Teilnahmebedingungen und Eignungskriterien)

Criterion: Enrolment in a trade register
Description of selection criterion: (Siehe Anlage 13 Teilnahmebedingungen und 
Eignungskriterien) Siehe dazu Anlage "Teilnahmebedingungen -Eignungskriterien", welche 
vollständig auszufüllen ist: - Basisinformation zum Unternehmen des Bieters (Name, Sitz, 
Rechtsform, Gründungsjahr, Kontaktdaten) bzw. zu den an der Bietergemeinschaft beteiligten 
Unternehmen (Name, Sitz, Rechtsform, Gründungsjahr, Kontaktdaten, Leistungsanteil) (soweit 
zutreffend) ********************** - Eigenerklärung des Bieters, dass die in §§ 123, 124 GWB 
bzw. die in § 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 SchwarzArbG und § 22 LkSG 
genannten Ausschlussgründe nicht vorliegen bzw. Eigenerklärung für ausländische Bieter, 
dass keine Ausschlussgründe vorliegen, die nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen 
Landes mit §§ 123, 124 GWB bzw. § 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 
SchwarzArbG und § 22 LkSG vergleichbar sind ******* Bietergemeinschaft/ 
Nachauftragsnehmer/ Eignungsleihe: - Eigenerklärung (soweit erforderlich) der 
Bietergemeinschaftsmitglieder zur gesamtschuldnerischen Haftung und Benennung 
desjenigen, der die Bietergemeinschaft vertritt einschließlich Nachweis der Vertretungsmacht. 
Bei Bietergemeinschaften sind die geforderten Erklärungen und Nachweise (Basisinformation 
des Unternehmens und Eigenerklärung Ausschlussgründen) von jedem Mitglied gesondert zu 
erbringen. - Im Fall einer Eignungsleihe (soweit zutreffend): Eigenerklärung zur Eignungsleihe 
(Anlage 4), einschließlich Verpflichtungserklärung des Unterauftragnehmers/sonstigen Dritten 
(Anlage 5) . Im Falle der Eignungsleihe (= Inanspruchnahme der Fachkunde oder 
Leistungsfähigkeit eines Unterauftragnehmers oder sonstigen Dritten) hat der Bieter eine 
verbindliche Verpflichtungserklärung des jeweiligen Unternehmens vorzulegen, dass ihm die 
Mittel zur Verfügung stehen werden bzw. dass der Dritte die Leistung ausführen wird (§ 47 
Abs. 1 VgV) sowie eine Erklärung der gemeinsamen Haftung des Bewerbers und des anderen 
Unternehmens für die Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe. 
Jedes Unternehmen, dessen Kapazitäten der Bieter für die Erfüllung eines oder mehrerer 
Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, muss folgende Erklärungen vorlegen: a) 
Eigenerklärung des Bieters, dass die in §§ 123, 124 GWB bzw. die in § 21 AEntG, § 98c 
AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 SchwarzArbG und § 22 LkSG genannten Ausschlussgründe nicht 
vorliegen bzw. Eigenerklärung für ausländische Bieter, dass keine Ausschlussgründe 
vorliegen, die nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen Landes mit §§ 123, 124 GWB bzw. 
§ 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 SchwarzArbG und § 22 LkSG vergleichbar 
sind (Formblatt 6); b) Nachweis der Eignung des Unternehmens, dessen Kapazitäten der 
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Bieter oder Bieter für die Erfüllung eines oder mehrerer Eignungskriterien in Anspruch nehmen 
will, in Bezug auf die Eignungskriterien entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe. 
(Verwendung des entsprechenden Formblatts (soweit vorhanden) je nachdem, welche 
Eignung in Anspruch genommen werden soll). Auf § 47 Abs. 1 Satz 3 VgV wird ausdrücklich 
hingewiesen. Erfüllt ein Unternehmen diejenigen Eignungskriterien nicht, dessen Kapazitäten 
der Bieter für die Erfüllung eines oder mehrerer Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, 
kann der Auftraggeber vorschreiben, dass der Bieter das entsprechende Unternehmen 
ersetzen muss (§ 47 Abs. 2 VgV). Nimmt der Bieter die Kapazitäten eines anderen 
Unternehmens im Hinblick auf die wirtschaftliche oder finanzielle Leistungsfähigkeit in 
Anspruch, kann der Auftraggeber eine gemeinsame Haftung des Bieters und des (jeweils) 
anderen Unternehmens entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe verlangen (§ 47 Abs. 3 
VgV). - Verzeichnis derjenigen Leistungen (Art und Umfang), die der Bieter im Wege von 
Unteraufträgen an Dritte zu vergeben gedenkt (Anlage 4). Sollte das Angebot in die engere 
Wahl kommen, sind auf Anforderung die Namen der Nachunternehmer einschl. der 
Eigenerklärung jedes Nachunternehmers zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
vorzulegen. ******** Nachweis über die Eintragung in einem Berufs -oder Handelsregister (z.
B.) Handelsregisterauszug) (§122 Abs.2 Nr.1 GWB i.V.m §44 Abs. 1VgV) oder sonstige 
Bescheinigung oder Erklärung i.S. von Anhang VII Teil B und C der Richtlinie 201/24/EG, 
wenn dies nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen Niederlassungs- bzw. Herkunftsstaates 
Voraussetzung für die erlaubte Berufsausübung ist.

5.1.10.  Award criteria
Criterion: 
Type: Price
Name: Preis
Description: Es handelt sich beim Preis um das alleinige Zuschlagskriterium.
Category of award weight criterion: Weight (percentage, exact)
Award criterion number: 100

5.1.11.  Procurement documents
Languages in which the procurement documents are officially available: German
Deadline for requesting additional information: 02/11/2026 23:59:59 (UTC+01:00) Central 
European Time, Western European Summer Time
Address of the procurement documents: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR
/documents
Ad hoc communication channel: 
Name: Das Risiko für den rechtzeitigen Eingang der Angebotsunterlagen liegt beim Bieter. Die 
Angebotsunterlagen werden nicht zurückgegeben. Angebote sind zwingend verschlüsselt über 
das Vergabeportal dtvp zu übermitteln. Auf postalischem Wege sowie per E-Mail, per Telefax 
oder auch über die Bieterkommunikation des Vergabeportals übermittelte Angebote sind nicht 
zugelassen.
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR

5.1.12.  Terms of procurement
Terms of submission: 
Electronic submission: Required
Address for submission: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR
Languages in which tenders or requests to participate may be submitted: German
Electronic catalogue: Not allowed
Variants: Not allowed
Tenderers may submit more than one tender: Not allowed

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y4LMWHR
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Deadline for receipt of tenders: 11/11/2026 13:00:00 (UTC+01:00) Central European Time, 
Western European Summer Time
Duration during which the tender must remain valid: 6 Weeks
Information that can be supplemented after the submission deadline: 
At the discretion of the buyer, all missing tenderer-related documents may be submitted later.
Additional information: Gemäß der gesetzlichen Regelung § 56 VgV. Der AG behält sich vor 
im gesetzlich erlaubten Umfang Unterlagen unter Setzung einer angemessenen Frist 
nachzufordern. Werden die Unterlagen nicht binnen der gesetzten Frist nachgereicht, führt 
dies zum Ausschluss des Angebots aus dem Verfahren.
Information about public opening: 
Opening date: 11/11/2026 13:01:00 (UTC+01:00) Central European Time, Western European 
Summer Time
Place: Die Öffnung der Angebote erfolgt nach § 55 Abs. 2 S. 1 VgV. Bieter sind gemäß § 55 
Abs. 2 S. 2 VgV zur Öffnung der Angebote nicht zugelassen.
Terms of contract: 
The execution of the contract must be performed within the framework of sheltered 
employment programmes: No
Conditions relating to the performance of the contract: Anlage 7 - Eigenerklärung Bezug 
Russland ist auszufüllen Entsprechend der Verordnung (EU) 2022/576 dürfen öffentliche 
Aufträge und Konzessionen nach dem 9. April 2022 nicht an Personen oder Unternehmen 
vergeben werden, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen. Dies 
umfasst sowohl unmittelbar als Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer auftretende Personen 
oder Unternehmen als auch mittelbar, mit mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, 
beteiligte Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverleiher.
Electronic invoicing: Required
Electronic ordering will be used: no
Electronic payment will be used: no

5.1.15.  Techniques
Framework agreement: 
No framework agreement
Information about the dynamic purchasing system: 
No dynamic purchase system

5.1.16.  Further information, mediation and review
Review organisation: Vergabekammern des Saarlandes beim Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit, Energie und Verkehr
Information about review deadlines: Ein Nachprüfungsantrag ist unzulässig, soweit: 1) der 
Antragsteller den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabeverfahren erkannt 
und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen gerügt hat, 
2) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 3) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst 
in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens zum Ablauf der Frist zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 4) mehr als 15 Kalendertage 
nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, 
vergangen sind
Organisation providing additional information about the procurement procedure: 
Universitätsklinikum des Saarlandes
Organisation receiving requests to participate: Universitätsklinikum des Saarlandes
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8. Organisations

8.1.  ORG-0001
Official name: Universitätsklinikum des Saarlandes
Registration number: DE234776341
Postal address: Kirrberger Straße 100
Town: Homburg
Postcode: 66424
Country subdivision (NUTS): Saarpfalz-Kreis (DEC05)
Country: Germany
Contact point: Dezernat III - Beschaffung und Logistik
Email: vergabestelle@uks.eu
Telephone: +49 68411621-161
Internet address: https://www.uniklinikum-saarland.de/de/
Buyer profile: https://www.uks.eu/ueber-das-uks/allgemeine-verwaltung/dezernat-iii-
beschaffung-logistik/beschaffung
Roles of this organisation: 
Buyer
Organisation providing additional information about the procurement procedure
Organisation receiving requests to participate

8.1.  ORG-0002
Official name: Vergabekammern des Saarlandes beim Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 
Energie und Verkehr
Registration number: 10000000-00108010000001-47
Postal address: Franz-Josef-Röder-Straße 17
Town: Saarbrücken
Postcode: 66119
Country subdivision (NUTS): Saarpfalz-Kreis (DEC05)
Country: Germany
Email: vergabekammern@wirtschaft.saarland.de
Telephone: +49 6815014994
Fax: +49 6815013506
Internet address: https://www.saarland.de/mwide/DE/themen-aufgaben/weitere_aufgaben
/vergabekammern/vergabekammern
Roles of this organisation: 
Review organisation

8.1.  ORG-0003
Official name: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registration number: 0204:994-DOEVD-83
Town: Bonn
Postcode: 53119
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telephone: +49228996100
Roles of this organisation: 
TED eSender

mailto:vergabestelle@uks.eu
https://www.uniklinikum-saarland.de/de/
https://www.uks.eu/ueber-das-uks/allgemeine-verwaltung/dezernat-iii-beschaffung-logistik/beschaffung
https://www.uks.eu/ueber-das-uks/allgemeine-verwaltung/dezernat-iii-beschaffung-logistik/beschaffung
mailto:vergabekammern@wirtschaft.saarland.de
https://www.saarland.de/mwide/DE/themen-aufgaben/weitere_aufgaben/vergabekammern/vergabekammern
https://www.saarland.de/mwide/DE/themen-aufgaben/weitere_aufgaben/vergabekammern/vergabekammern
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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Notice information

Notice identifier/version: 4a434d05-411f-4397-8e55-40fa54bbeab5  -  01
Form type: Competition
Notice type: Contract or concession notice – standard regime
Notice subtype: 16
Notice dispatch date: 09/10/2026 14:56:51 (UTC+02:00) Eastern European Time, Central 
European Summer Time
Languages in which this notice is officially available: German
Notice publication number: 704101-2026
OJ S issue number: 197/2026
Publication date: 12/10/2026
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